
Merkblatt – Grundsätzliches zum Infektionsschutz 
 
An wen richten sich die §§ 34 und 35 IfSG?                                                                                 

 
Von den Regelungen betroffen sind insbesondere Schüler, Kinder in 
Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Lehrer, Erzieher und sonstige Personen in der 
Kinderbetreuung, die Kontakt zu den Betreuten haben und dadurch eine Gefahrenquelle 
darstellen können. 

 
Welche Vorschriften bestehen hinsichtlich einer Tätigkeitsbeschränkung?                      

 
Folgende Personen dürfen keine Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige 
Tätigkeiten ausüben, bei denen sie Kontakt zu den Betreuten haben: 

Personen, 

- die an einer der in § 34 Abs.  1 IfSG genannten  Erkrankungen leiden oder dessen 
verdächtigt sind oder die verlaust sind 

- die Ausscheider einer der in § 34 Abs.  2 IfSG genannten Krankheitserreger sind 
und  keine  Erlaubnis  des  Gesundheitsamtes  vorweisen  können,  dass  sie  ihrer 
Tätigkeit trotzdem nachgehen können 

- in deren Wohngemeinschaft eine der Erkrankungen ärztlich diagnostiziert wurde, 
die in § 34 Abs. 3 IfSG aufgeführt sind. 

 
Dieses Verbot soll eine Verbreitung der Krankheitserreger vermeiden, indem die 
Kontaktmöglichkeiten in der Gemeinschaftseinrichtung unterbrochen werden. Es umfasst 
die genannten Tätigkeiten in allen Räumen und Einrichtungen der 
Gemeinschaftseinrichtung und darüber hinaus auch bei Veranstaltungen, die außerhalb 
der Einrichtung stattfinden, wie z.B. den Wandertag oder Sportveranstaltungen. 

 
Das  bedeutet,  dass  Lehrer  keinen  Unterricht  halten  dürfen,  Erzieher  nicht  bei  der 
Betreuung der Kinder mitwirken dürfen, Hausmeister z.B. den häufig in den Pausen 
praktizierten Verkauf von Lebensmitteln an Schüler nicht durchführen dürfen, bis nach 
ärztlichem Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit nicht mehr zu befürchten ist. Das 
IfSG verbietet nicht, dass die betreffenden Personen andere Tätigkeiten- auch in der 
Gemeinschaftseinrichtung –ausüben, wie z.B. Bürotätigkeiten. 

 
Wer muss darüber informiert werden?   

 
Der  Arbeitgeber  oder  Dienstherr  muss  unverzüglich  von  Ihnen  über  die  genannten 
meldepflichtigen Tatbestände informiert werden. 

 
Bestehen Ausnahmeregelungen?                                                                                                   

 
Die „Pflichten und Verbote“ in den §§ 34 und 35 können im Einzelfall zu unverhältnismäßigen 
Regelungen führen. Die zuständige Behörde kann deshalb im Einvernehmen mit dem 
Gesundheitsamt Ausnahmen hiervon zulassen. 
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Wann ist eine Wiederzulassung in Schulen  und Gemeinschaftseinrichtungen 
möglich? 

 
Merkblätter des Landesgesundheitsamts bzw. des Robert Koch-Instituts enthalten Kriterien 
für  eine  Wiederzulassung,  z.B.  nach  einer  Infektionskrankheit,  sowie  Angaben  zum 
Umgang mit klinisch gesunden Ausscheidern. Darüber informiert Sie Ihr Gesundheitsamt. 

 
Protokoll                                                                                                                                                 

 
Über die Belehrung ist ein Protokoll zu erstellen, das beim Arbeitgeber/Dienstherrn für die 
Dauer  von  drei  Jahren  aufzubewahren  ist  (§  35  Satz  2  IfSG).   


